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A) Einleitung 

Die Arbeitnehmerüberlassung übernimmt als „Frühindikator“1 eine wichtige 

Funktion für den gesamten Arbeitsmarkt. In Phasen des konjunkturellen Auf-

schwungs eilt die Zahl der Leiharbeitnehmer dem allgemeinen Beschäftigungsaufbau 

zeitlich voraus.2 In Zeiten der Unsicherheit über das anhaltende Wachstum nutzen 

Unternehmen verstärkt Leiharbeit als flexibles Instrument der Personalplanung. 

Während eines Abschwungs bietet die Arbeitnehmerüberlassung Unternehmen die 

Möglichkeit, zeitnah auf Veränderungen reagieren zu können. Sowohl in der 

aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise als auch in Abschwungphasen der Ver-

gangenheit (v.a. in den Jahren 1992/1994 und 2001) geht ein Abbau der Zahl der 

Leiharbeitnehmer dem konjunkturellen Einbruch des Arbeitsmarktes voraus.3  

Da Leiharbeitnehmer als Teil dieses Frühindikators zuerst von den negativen 

Auswirkungen einer Rezession betroffen sind, sind sie vergleichbar hohen Risiken 

und Unsicherheiten ausgesetzt. Leiharbeit gilt als prekäre Form atypischer 

Beschäftigung,4 da die betroffenen Arbeitnehmer oft schlechtere Arbeitsbedingungen 

vorfinden als Beschäftige in einem Normalarbeitsverhältnis.5 So erhält jeder achte 

Leiharbeitnehmer (12,6%) ergänzende Arbeitslosengeld II-Zuschüsse. Im Vergleich 

dazu beziehen 2,8% aller sozialversicherungspflichtig Beschäftigten diese Lohn-

ergänzung.6 Darüber hinaus haben Leiharbeitnehmer einen geringeren Einfluss auf 

die Gestaltung ihrer Arbeitszeiten und sind höheren sozialen Belastungen ausgesetzt, 

da bei kurzen Einsatzzeiten keine Integration im Entleihbetrieb stattfinden kann.7 

Die Diskussion über die Arbeitsbedingungen der Leiharbeitnehmer ist durch die 

Begriffe „equal pay“ und „equal treatment“ geprägt. Durch die Schaffung gleicher 

Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgeltes soll eine Benachteiligung 

von Leiharbeitnehmern im Vergleich zu den Stammarbeitnehmern im jeweiligen 

Entleihbetrieb vermieden werden. Dieses Ziel wollen das Europäische Parlament und 

der Rat mit ihrer am 21.11.2008 verabschiedeten Richtlinie 2008/104/EG über 

                                                 
1 Vgl. Nürnberger Nachrichten vom 06.08.2008: Zeitarbeit spürt Konjunktur-Eintrübung, unter: 

http://www.nn-online.de/artikel.asp?art=861728&kat=3&man=3, abgerufen am 25.02.09. 
2 Vgl. Brenke/Eichhorst, DIW-Wochenbericht 2008, S. 242ff. (245). 
3 Vgl. Faz.net vom 03.11.08: Leiharbeiter - Arbeitnehmer zweiter Klasse, unter: 

http://www.faz.net/s/Rub58241E4DF1B149538ABC24D0E82A6266/Doc~ED4B1D67C50864C9F
A54BE2F04494187F~ATpl~Ecommon~Scontent.html, abgerufen am 25.02.09. 

4 Vgl. Blanke, DB 2008, S. 1153; Promberger, WSI-Mitteilungen, 2006, S. 263ff. 
5 Vgl. Wiedemuth/Dombre (2008), S. 159ff. (160); Vitols (2008), S. 38. 
6 Vgl. BT-Drucks. 16/9657, S. 3, die Zahlen beziehen sich auf September 2007. 
7 Vgl. BT-Drucks. 15/6008, S. 23. 
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Leiharbeit8 verwirklichen.9 Ein Blick auf die fast 30-jährige Entstehungsgeschichte10 

dieser Richtlinie zeigt, dass die jeweiligen nationalen Vorschriften zur Regelung der 

Arbeitnehmerüberlassung erheblich divergieren und aus diesem Grund lange Zeit 

keine Einigung auf europäischer Ebene möglich war.11 Auch der deutsche Gesetz-

geber hat das besondere Schutzbedürfnis der Leiharbeitnehmer erkannt und als 

Kompensation für die allmähliche Lockerung des Rechtes der Arbeitnehmer-

überlassung einen gesetzlichen Gleichbehandlungsgrundsatz eingeführt.12 Hierbei 

orientiert er sich an den Entwürfen einer Richtlinie über Leiharbeit.13 

Das Ziel dieser Diplomarbeit ist es, das deutsche Recht der Arbeitnehmerüberlassung 

vor dem Hintergrund der Richtlinie über Leiharbeit auf einen möglichen 

Anpassungsbedarf zu analysieren.  

In Abschnitt B) wird zunächst dargestellt in welchem rechtlichen Rahmen sich die 

Arbeitnehmerüberlassung in Deutschland bewegt. Das typische Dreiecksverhältnis 

zwischen Leiharbeitnehmer, Verleiher und Entleiher und die daraus resultierenden 

Rechtsbeziehungen werden eingehend beleuchtet. Im Anschluss daran erfolgt eine 

Darstellung der Entstehung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes14 (im Folgenden 

AÜG). Im Hinblick auf die schrittweise Deregulierung der Arbeitnehmerüberlassung 

in den letzten Jahren werden die wichtigsten Änderungen vorgestellt. Die Aus-

wirkungen der zahlreichen Reformen spiegeln sich in der ökonomischen 

Entwicklung der Branche wieder, welche am Ende dieses Kapitels aus Sicht der 

verschiedenen Akteure dokumentiert wird. 

In Abschnitt C) erfolgt der Blick nach Europa, wodurch der Entstehungsprozess der 

Richtlinie 2008/104/EG verdeutlicht wird. Das Ziel der verabschiedeten Richtlinie ist 

es, den Schutz von Leiharbeitnehmern und die Qualität der Leiharbeit zu verbessern, 

dies soll durch die Schaffung des sog. „equal-treatment-Gebotes“ geschehen. Aus 

diesem Grund wird in Abschnitt D) vertiefend auf den Gleichbehandlungsgrundsatz 

                                                 
8 Richtlinie 2008/104/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 19.11.2008 über 

Leiharbeit, ABl. EU vom 05.12.2008, Nr. L 327, S. 9-14. 
9 Vgl. Pressemitteilung des europäischen Parlaments vom 22.10.2008 unter: 

 http://www.europarl.europa.eu/news/expert/infopress_page/048-40237-294-10-43-908-
 20081021IPR40236-20-10-2008-2008-false/default_de.htm; Stand: 22.10.2008, abgerufen am 
 12.01.2009. 

10 Der erste Vorschlag der Europäische Kommission geht auf das Jahr 1982 zurück: Richtlinienvor-
 schlag vom 07.05.1982, ABl. EG vom 19.05.1982, Nr. C 128, S. 2. 

11 Vgl. Fuchs, NZA 2009, S. 57 m.w.N. zu den nationalen Unterschieden. 
12 Siehe hierzu: B) II. 2. Reformen des AÜG und wichtigste Änderungen. 
13 Vgl. Betram, ZESAR 2003, S. 205 m.w.N. 
14 Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in der Fassung vom 03.02.1995, BGBl. I S. 158, zuletzt geändert 

 durch Art. 233 der Verordnung vom 31.10.2006, BGBl. I S. 2407. 
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und die geregelten Abweichungsmöglichkeiten eingegangen. Hierbei wird Art. 5 der 

Richtlinie über Leiharbeit den Regelungen des AÜG gegenübergestellt.  

Auch die betriebliche Mitbestimmung gehört zu den Arbeitsbedingungen von 

Leiharbeitnehmern. Folglich beschäftigt sich Abschnitt E) mit ihrer betriebs-

verfassungsrechtlichen Zuordnung. Die deutschen Regelungen, welche sich v.a. im 

Betriebsverfassungsgesetz15 (im Folgenden BetrVG) finden, werden vor dem 

Hintergrund der Richtlinie 2008/104/EG betrachtet. In einem abschließenden Fazit 

werden die Ergebnisse dieser Diplomarbeit präsentiert. 

 

B) Arbeitnehmerüberlassung in Deutschland 

I. Begriffsbestimmung und Abgrenzungen 

1. Arbeitnehmerüberlassung 

Eine Definition der Arbeitnehmerüberlassung findet sich in § 1 Abs. 1 AÜG. 

Demnach liegt Arbeitnehmerüberlassung vor, wenn ein Arbeitgeber (Verleiher) 

einem Dritten (Entleiher) gewerbsmäßig Arbeitnehmer (Leiharbeitnehmer) zur 

Arbeitsleistung überlässt. Hierbei wird von der für Arbeitsverträge üblichen zwei-

gliedrigen Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Beziehung abgewichen.16 Durch die 

Besonderheit der Arbeitnehmerüberlassung entsteht ein Dreiecksverhältnis aus 

Verleiher, Entleiher und Leiharbeitnehmer. Kennzeichnend dafür ist, dass zwischen 

Verleiher und Leiharbeitnehmer ein Arbeitsverhältnis zustande kommt, der Arbeit-

nehmer seine Arbeitsleistung jedoch im Betrieb des Entleihers erbringt. Grundlage 

der Beziehung zwischen Verleiher und Entleiher ist der Arbeitnehmerüberlassungs-

vertrag.17 Die Begriffe „Leiharbeit“, „Zeitarbeit“ und „Arbeitnehmerüberlassung“ 

werden synonym verwendet. 

 

2. Arten der Arbeitnehmerüberlassung 

Das AÜG regelt gem. der Definition in § 1 Abs. 1 AÜG die legale, gewerbsmäßige 

Arbeitnehmerüberlassung und verfolgt das Ziel, die illegale 

                                                 
15 Betriebsverfassungsgesetz in der Fassung vom 25.09.2001, BGBl. I S. 2518, zuletzt geändert durch 

 Art. 4 des Gesetzes vom 12.08.2008, BGBl. I S. 1666. 
16 Vgl. ErfK-Wank, AÜG Einleitung, Rn. 11. 
17 Siehe hierzu: B) I. 4. Rechtsbeziehungen im AÜG. 
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Arbeitnehmerüberlassung zu verhindern.18 Somit ist zunächst zwischen legaler und 

illegaler Arbeitnehmerüberlassung zu unterscheiden.  

Die legale, gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung ist streng reglementiert und 

darf grundsätzlich nur mit einer Verleiherlaubnis ausgeübt werden 

(§ 1 Abs. 1 Satz 1 AÜG). Die Erteilung dieser Erlaubnis fällt gem. § 17 AÜG in den 

Zuständigkeitsbereich der Bundesagentur für Arbeit. Die Überlassungserlaubnis wird 

gem. § 2 Abs. 1 AÜG auf schriftlichen Antrag des Verleihers zunächst für die Dauer 

eines Jahres befristet erteilt (§ 2 Abs. 4 AÜG). Soll die Erlaubnis über ein Jahr 

hinaus verlängert werden, hat der Verleiher rechtzeitig einen Antrag zu stellen.19 

Eine unbefristete Erlaubnis kann erst erteilt werden, wenn der Verleiher i.S.d. 

§ 2 Abs. 5 AÜG drei Jahre lang erlaubt tätig war. Für die Erteilung der Erlaubnis 

besteht ein Rechtsanspruch, sofern keine Gründe für eine Versagung nach § 3 AÜG 

vorliegen. Die Versagung der Erlaubnis soll Leiharbeitnehmer vor unzuverlässigen 

oder unseriösen Verleihern schützen20 und ist aus folgenden Gründen möglich:  

• Fehlende Zuverlässigkeit des Verleihers (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 AÜG), dies ist u.a. 

bei einem Verstoß gegen das Arbeitsschutzrecht oder der Verletzung anderer 

Vorschriften, z.B. aus dem Sozialversicherungsrecht der Fall;21 

• Unzureichende Gestaltung der Betriebsorganisation des Verleihers 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 2 AÜG), hierbei kommt es darauf an, dass Verleiher die ihm 

obliegenden Arbeitgeberpflichten nicht erfüllen kann;22 

• Verstoß gegen die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgrundsatzes 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG);23 

• Fälle mit Auslandsbezug (§ 3 Abs. 2-5 AÜG), hierbei ist die Versagung z.B. 

aufgrund der fehlenden deutschen oder EWR-Staatsangehörigkeit möglich.24 

Das AÜG sieht jedoch auch Ausnahmen vor, wozu es keiner Erlaubnis bedarf. 

Hierzu zählt u.a. die Abordnung von Arbeitnehmern zu einer für die Herstellung 

eines Werkes gebildeten Arbeitsgemeinschaft (ARGE). Diese wird unter den in 

§ 1 Abs. 1 Satz 3 AÜG genannten Voraussetzungen aus dem Anwendungsbereich 

                                                 
18 Vgl. Schüren/Schüren, Einleitung, Rn. 1. 
19 Gem. § 2 Abs. 4 Satz 2 AÜG ist der Antrag spätestens drei Monate vor Ablauf des Jahres zu stellen. 
20 Vgl. ErfK-Wank, § 3 AÜG, Rn. 1. 
21 Vgl. ausführlich hierzu mit weiteren Beispielen: Schüren/Schüren § 3 Rn. 56-148. 
22 Vgl. ausführlich hierzu: Schüren/Schüren § 3 Rn. 149-158. 
23 Siehe hierzu: D) Gleichbehandlungsgrundsatz. 
24 Vgl. ausführlich hierzu mit weiteren Beispielen: Schüren/Schüren § 3 Rn. 162-222. 


